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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Die Aussage des Chefs der Grenzwacht in der SiK-NR, die Ostschweiz werde bei der
Grenzwacht „mit dem Mut zur Lücke vernachlässigt“, gab angeblich den Anstoss für eine
Motion Müller (fdp, SG), mit der er vom Bundesrat die angemessene Berücksichtigung
der Ostschweiz bei der Stellenbesetzung im Grenzwachtkorps forderte. Die
Ostschweiz sei „sehr stark vom sogenannten grenzüberschreitenden Kriminaltourismus
aus dem Osten betroffen“ und auch Flüchtlingsströme kämen zunehmend an die
ostschweizer Grenze, begründete der Motionär sein Anliegen. Bundesrat Ueli Maurer
entgegnete, das Grenzwachtkorps habe angesichts der angespannten Migrationslage
generell zu wenig Personal. Daher rührten auch die Überlegungen zur Unterstützung des
Grenzwachtkorps durch das Militär. Da das Tessin ein Hotspot für die Migration
darstelle, sei dort zeitweise mehr Personal benötigt worden, das in anderen Regionen
dann gefehlt habe. Das Personal des Grenzwachtkorps werde flexibel jeweils dort
eingesetzt, wo es die laufende Lagebeurteilung gebiete. Trotz dieser Ausführungen des
Bundesrates nahm die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat die Motion mit 121 zu 63
Stimmen bei 14 Enthaltungen an. Im Ständerat wurde dem Vorstoss durch
stillschweigende Ablehnung jedoch ein jähes Ende bereitet. 1

MOTION
DATUM: 13.06.2016
KARIN FRICK

Die Devise «Schuster, bleib bei deinem Leisten!» soll gemäss Nationalrat Marco
Romano (cvp, TI) in Bezug auf das Grenzwachtkorps gelten. Mit einer im Frühjahr 2017
eingereichten Motion mit ebendiesem Titel forderte er den Bundesrat auf, Massnahmen
zu treffen, damit das Grenzwachtkorps sich auf seine Kernaufgaben – Grenzkontrolle
und Registrierung der einreisenden Migrantinnen und Migranten – konzentrieren
könne. Der seit Monaten grosse Migrationsdruck an der Schweizer Grenze führe dazu,
dass sich das Grenzwachtkorps zunehmend auch mit logistischen Aufgaben belastet
sehe, zum Beispiel mit der Überwachung der Empfangszentren oder mit
Personentransporten. Von diesen Aufgaben müsse das Grenzwachtkorps befreit
werden, damit es an der Grenze nicht an Personal mangle, so der Motionär. Der
Bundesrat bestätigte, dass diese zusätzlichen Aufgaben, solange sie keinen direkten
hoheitlichen Bezug hätten, von anderen Sicherheitskräften übernommen werden
könnten und beantragte die Annahme der Motion. Grünen-Nationalrat Balthasar Glättli
(gp, ZH) bekämpfte den Vorstoss. Er sah darin eine unnötige
«Stellvertreterauseinandersetzung um die Frage, ob wir die Arbeit und die schwierige
Situation des Grenzwachtkorps ernst nehmen», denn nicht-hoheitliche Aufgaben
würden zum Teil bereits heute ausgelagert; die Motion brauche es schlichtweg nicht.
Bundesrat Ueli Maurer nutzte sein Votum im Nationalrat indes auch dafür, dem
Grenzwachtkorps «für die hervorragende Arbeit» zu danken. Die Motion gehe in die
richtige Richtung. Mit 148 zu 22 Stimmen bei 10 Enthaltungen nahm die grosse Kammer
den Vorstoss in der Herbstsession 2017 an. Der Ständerat stimmte ihm in der
darauffolgenden Wintersession ebenfalls zu. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2017
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Im Anschluss an die Beratung der Besoldungsrevision überwies die Volkskammer eine
Motion für eine Totalrevision des Beamtengesetzes. Mit dieser Reform soll der Bund
insbesondere eine grössere Flexibilität bei der Gestaltung der Anstellungs- und
Entlöhnungsverhältnisse seines Personals erhalten. Zuvor hatte der Nationalrat bereits
ein Postulat Maître (cvp, GE) überwiesen, welches eine bessere Differenzierung der
Ortszulagen fordert, um vor allem den PTT die Personalrekrutierung in Orten mit sehr
hohen Lebenskosten zu erleichtern. 3

MOTION
DATUM: 31.12.1990
HANS HIRTER
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Der Nationalrat befasste sich mit einer im Vorjahr vom Ständerat überwiesenen und
auch von einer Mehrheit seiner vorberatenden Kommission unterstützten Motion
Rüesch (fdp, SG). Diese hatte vom Bundesrat verlangt, die Bestimmungen der
Pensionskasse des Bundes in dem Sinne zu ändern, dass die hohen Einkaufssummen
für Kaderpersonal, welches von der Privatwirtschaft zum Bund wechseln möchte, nicht
zu einem Hinderungsgrund für eine Anstellung werden. Bundesrat Stich verwies auf die
wachsende Bedeutung der Freizügigkeitsabkommen und bekämpfte zusammen mit
Eggenberger (sp, BE) diesen Vorstoss, welcher seiner Meinung nach im Endeffekt zu
einer generellen Übernahme der Einkaufskosten durch den Bund führen würde. Der Rat
folgte dieser Argumentation und überwies die Motion lediglich in Postulatsform. 4

MOTION
DATUM: 11.03.1992
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies die von der Volkskammer im Vorjahr gutgeheissene Motion für
die Schaffung eines verbesserten Personalmanagementssystems ebenfalls. Mit diesem
System soll die Information über Personalbewegungen verbessert und der Vollzug der
Stellenplafonierung wirksamer gestaltet werden. 5

MOTION
DATUM: 10.06.1992
HANS HIRTER

Die rapide Verschlechterung der Bundesfinanzen veranlasste allerdings das Parlament
in der Dezembersession zu einer Meinungsänderung. Beide Räte überwiesen gegen den
Widerstand der Linken je eine Motion ihrer Finanzkommissionen, welche den
Bundesrat auffordert, eine Vorlage auszuarbeiten, die es ermöglicht, in Perioden mit
wirtschaftlicher Rezession und defizitären Bundesfinanzen auf den vollständigen
Ausgleich der Teuerung zu verzichten. Dabei ist die Motion des Nationalrats etwas
zurückhaltender formuliert, indem sie dem Bundesrat die Möglichkeit einräumt, auch
die Komponente des sozialen Ausgleichs zu berücksichtigen. 6

MOTION
DATUM: 07.12.1992
HANS HIRTER

Die sprachliche Zusammensetzung des Personals der allgemeinen Bundesverwaltung
hat sich in den letzten Jahren der Verteilung der Sprachgruppen unter den Schweizer
Bürgern angepasst: die Deutschsprachigen waren im Dezember 1993 bei einem
Bevölkerungsanteil von 73,4% mit einer Quote von 74,4% nur noch geringfügig
übervertreten. Diese Entwicklung ist zu einem guten Teil gezielten Massnahmen bei der
Rekrutierung zu verdanken. Der Nationalrat überwies eine Motion Comby (fdp, VS),
welche verlangt, dass die entsprechenden Weisungen präzisiert und verbindlich erklärt
werden, um den Anteil der Nichtdeutschsprachigen weiter zu verbessern. 7

MOTION
DATUM: 17.12.1993
HANS HIRTER

In der Dezembersession des Vorjahres hatten beide Parlamentskammern mit Motionen
verlangt, dass in Zeiten angespannter Bundesfinanzen und schlechter Wirtschaftslage
der Teuerungsausgleich für das Bundespersonal nicht mehr vollständig gewährt werden
muss. Im Oktober legte der Bundesrat eine Botschaft vor, in welcher er die Aufhebung
des im Sommer 1992 erneuerten Bundesbeschlusses über den Teuerungsausgleich
beantragte und vorschlug, mit einer entsprechenden neuen Bestimmung im
Beamtengesetz der Regierung die Kompetenz zur Festlegung dieses Ausgleichssatzes zu
erteilen. Die Bestimmung selbst ist dabei allgemein gehalten; in der Botschaft wird aber
versichert, dass die Regierung, wie vom Parlament gefordert, bei der Festsetzung des
Teuerungsausgleichs auf die Bundesfinanzen und die wirtschaftliche Lage Rücksicht
nehmen werde. 8

MOTION
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Die kleine Kammer behandelte eine Motion Salvioni (fdp, TI) für die
Verbindlicherklärung der Weisungen des Bundesrats für die sprachproportionale
Besetzung von Verwaltungsstellen. Da die Forderung in den Zuständigkeitsbereich des
Bundesrates eingreift, überwies sie der Ständerat in der Form einer Empfehlung. Drei
Monate später verabschiedete er dann auch noch eine analoge Motion Comby (fdp, VS),
welche der Nationalrat im Vorjahr angenommen hatte. 9

MOTION
DATUM: 21.09.1994
HANS HIRTER
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Mit Argumenten der Geschlechtergleichstellung verlangte die grüne Fraktion mehr
Teilzeit- und Jobsharing-Stellen auch in den höheren Lohnklassen. Auf Antrag des
Bundesrates, der dem Anliegen durchaus positiv gegenüberstand und auf bereits in
Kraft gesetzte Richtlinien verweisen konnte, überwies der Nationalrat die Motion als
Postulat. Eine Motion [97.3085] Teuscher (gb, BE) für ein Konzept zur Bekämpfung von
sexuellen Belästigungen in der Bundesverwaltung wurde ebenfalls in Postulatsform
überwiesen. 10

MOTION
DATUM: 21.03.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine Motion Cavadini (fdp, TI) für Massnahmen zugunsten
einer zahlenmässig besseren Vertretung von Italienischsprachigen in der
Bundesverwaltung in Postulatsform. Der Motionär hatte insbesondere deren
zunehmend unterproportionalen Anteil in den obersten Lohnklassen kritisiert. Dieser
Sachverhalt wurde übrigens auch von Bundesrat Villiger anlässlich der Beratung des
Geschäftsberichts 1997 bestätigt; die Nutzniesser dieser Untervertretung sind aber
nicht etwa die Deutschschweizer, sondern die Französischsprachigen. 11

MOTION
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Die Motionen von Ständerat Studer (sp, NE) und von Nationalrat Berberat (sp, NE)
(05.3152) wurden auch von der jeweiligen anderen Kammer diskussionslos
gutgeheissen. Sie verlangen eine Erhöhung der Zahl der französisch- und
italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen der Bundesverwaltung.
(Siehe auch die Diskussion im Nationalrat im Zusammenhang mit einer Interpellation
Simoneschi (cvp, TI) (05.3277). 12

MOTION
DATUM: 09.05.2006
HANS HIRTER

Trotz der insgesamt positiven Signale – auch die Personalbefragung 2011 zeigte
überwiegend zufriedene Angestellte – sah das Parlament noch Verbesserungspotenzial.
So wurde eine Motion Teuscher (gp, BE) überwiesen, die den Bundesrat auffordert, am
‚Lohngleichheitsdialog‘ teilzunehmen und die Löhne des Bundespersonals auf
Geschlechterdiskriminierungen zu überprüfen. Die Motion wurde vom Bundesrat
unterstützt, obwohl bezüglich Lohngleichheit in der Verwaltung schon viel
unternommen worden sei. In beiden Räten wurde der Vorstoss seitens der SVP mit dem
Argument bekämpft, dass die Dialoge nur Kosten verursachten, eine Lohngleichheit
aber nie möglich sei. Beide Räte überwiesen jedoch das Anliegen. 13

MOTION
DATUM: 16.06.2011
MARC BÜHLMANN

Eine Motion der Finanzkommission des Nationalrates wollte der Verwaltung ein
flexibleres Lohnsystem verschaffen, das ungenügende Leistungen weniger stark und
überdurchschnittliche Leistungen stärker belohnen sollte. Obwohl der Bundesrat in
seiner Ablehnungsempfehlung geltend machte, dass es sich beim Lohnsystem in der
Bundesverwaltung um ein austariertes Gesamtsystem handle und dass der Bundesrat
eine grössere Flexibilisierung der Lohnentwicklung im Rahmen der Personalstrategie
prüfe, nahm der Nationalrat die Motion gegen den Widerstand von SP und GP an. Der
Ständerat folgte hingegen der Argumentation der Regierung und versenkte den
Vorstoss. 14

MOTION
DATUM: 19.09.2012
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurden im Nationalrat drei Postulate (Po. 12.3644, Po. 12.3645, Po.
12.3646) und zwei Motionen (Mo. 12.3647, Mo. 12.3648) gemeinsam debattiert, die auf
eine bessere Steuerung der Personalpolitik abzielten. Die Vorstösse basierten auf
einem GPK-Bericht zur Personalpolitik des Bundes aus dem Jahr 2009 bzw. der
Stellungnahme des Bundesrates zu diesem Bericht aus dem Jahr 2010, der
Nachkontrolle der GPK von 2011 und der entsprechenden Reaktion des Bundesrates von
2012. Mit den sechs Vorstössen soll den Empfehlungen der GPK, denen die Regierung
laut der Kommission noch nicht genügend nachgekommen sei, Nachdruck verliehen
werden. Unzufrieden war die GPK insbesondere mit der internen Organisation der
Personalpolitik, die noch zu wenig auf einer Prozess- und Leistungsanalyse beruhe.
Zudem gäbe es noch einige Kohärenzmängel und identische Aufgaben würden auf
unterschiedlichen Hierarchiestufen angesiedelt. Das erste Postulat und die eine Motion
forderten entsprechend eine zentraler gesteuerte Personalpolitik und eine Stärkung
des Eidgenössischen Personalamtes (EPA). Die beiden weiteren Postulate und die
zweite Motion wurden zum Thema Vertrauensarbeitszeitmodell eingereicht. Der
Bundesrat soll in einem Bericht aufzeigen, ob Vertrauensarbeitszeit funktions- statt
lohnklassenabhängig anwendbar sei und wie dies zu organisieren wäre. Die Motion

MOTION
DATUM: 10.12.2012
MARC BÜHLMANN
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forderte die Einführung eines entsprechenden Kontrollkonzeptes. Der Nationalrat
überwies die drei Postulate und die erste Motion einstimmig und die zweite Motion mit
lediglich einer Gegenstimme. Im Ständerat wurde die Stärkung des EPA diskussionslos
angenommen. Die Motion zum Kontrollkonzept wurde hingegen der eigenen GPK und
den Argumenten des Bundesrates folgend verworfen: ein Vertrauensverhältnis, dem die
Idee der Vertrauensarbeitszeit unterliege, dürfe nicht auf einem flächendeckenden
Kontrollinstrument beruhen. Die Beurteilung, ob Vertrauensarbeitszeit gewährt würde
oder nicht, sei eine dem jeweiligen spezifischen Verhältnis angemessene
Führungsaufgabe. 15

Ende 2012 legte das Eidgenössische Personalamt (EPA) den vierjährlich zu erstellenden
Evaluationsbericht zur Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung vor.
Der Bericht zeigt auf, dass der Anteil französischsprachiger Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den letzten vier Jahren leicht zugenommen hat und mit 21,2% dem
Sollwert von 22% immer näher kommt. Ebenfalls noch nicht beim Sollwert angelangt ist
der Anteil italienischsprachiger (6,7%; Soll: 7%) und rätoromanischsprachiger
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (0,3%; Soll 1%). In der Bundesverwaltung
übervertreten ist entsprechend die deutsche Sprache (71,8%; Soll: 70%). Obwohl mit
Artikel 9 des Sprachengesetzes Bundesangestellte das Anrecht auf die Muttersprache
als Arbeitssprache haben, zeigte die Befragung des Personals im Jahr 2011, dass
lediglich 73% in ihrer bevorzugten Amtssprache arbeiten. Das EPA wies zudem
verschiedene unternommene Massnahmen zur Förderung der Mehrsprachigkeit aus,
wie etwa eine zentralisierte Sprachausbildung, Marketinganstrengungen, um den Bund
als Arbeitgeber auch in der französischen und italienischen Schweiz bekannt zu machen
oder die Erarbeitung von Massnahmenkatalogen durch die Bundeskanzlei und die
Departemente. Die Räte waren mit dem Erreichten noch nicht zufrieden und forderten
in einer Motion der staatspolitischen Kommission des Ständerats (SPK-SR) eine
Zentralisierung der strategischen Steuerung für die Förderung der Mehrsprachigkeit
beim EFD. Weiter beauftragten sie den Bundesrat dafür zu sorgen, dass Führungskräfte
zwei Amtssprachen aktiv und eine dritte passiv beherrschen, wobei die Ausbildung vom
Arbeitgeber zu bezahlen sei. Für die Umsetzung dieser Massnahmen solle die Regierung
einen Mehrsprachigkeitsbeauftragten ernennen. Zwei noch nicht behandelte Postulate
Romano (cvp, TI) (12.4050) und Cassis (fdp, TI) (12.4265) verlangen zudem einen
vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung. 16

MOTION
DATUM: 27.12.2012
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat überwies eine Motion Gilli (gp, SG), die eine Revision der Regierungs-
und Verwaltungsverordnung fordert. Angestrebt wird, dass auch leitende Angestellte
bei Anstalten des Bundes ihre Interessenbindungen offenlegen müssen. Es sei nicht
einsichtig – so die Motionärin – weshalb Mitglieder von ausserparlamentarischen
Kommissionen ihre Bindungen offenlegen müssten, Mitglieder von Leitungsorganen von
Anstalten des Bundes jedoch nicht. Zwar gäbe es einige Stellen, wo dies freiwillig
geschehe, aus Gründen der Gleichbehandlung und um Vertrauen zu bilden, brauche es
aber eine verbindliche Lösung für alle. Der Bundesrat anerkannte das Anliegen und
empfahl die Motion zur Annahme. Er versprach, zu prüfen, welche rechtlichen
Anpassungen vorgenommen werden müssten. Im Nationalrat wurde die Motion
stillschweigend überwiesen, der Ständerat nahm sich dem Anliegen 2014 nicht mehr
an. 17

MOTION
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Nachdem das Postulat Jürg Grossen (glp, BE) im Jahr 2013 vom Nationalrat
angenommen wurde, zog der Berner Nationalrat seine praktisch gleich lautende Motion
zurück. Die Regierung prüft aufgrund des Postulates, ob Anreize für die so genannte
Telearbeit (Home-Office) von Bundesangestellten geschaffen werden sollen. 18

MOTION
DATUM: 16.09.2014
MARC BÜHLMANN

Auch der Ständerat hiess die Motion Yvonne Gilli (gp, SG) gut, die fordert, dass leitende
Angestellte Interessenbindungen offenlegen. Die Sprecherin der Staatspolitischen
Kommission (SPK-SR), Verena Diener (glp, ZH) betonte, dass die dadurch angestrebte
höhere Transparenz dazu diene, die Unabhängigkeit der Mitglieder aus Leitungsorganen
von Bundesanstalten zu stärken. Es  handle sich deshalb nicht zuletzt auch um eine
vertrauensbildende Massnahme. Bundeskanzlerin Corina Casanova wies darauf hin,
dass der Bundesrat – der die Motion zur Annahme empfohlen hatte – prüfen wolle,
welche Rechtsgrundlagen nötig seien, um die Forderung zu erfüllen. 19

MOTION
DATUM: 09.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Nachdem Peter Föhn (svp, SZ) mit seiner Forderung einer Plafonierung der Anzahl
Stellen in der Bundesverwaltung gescheitert war, wollte er mit alternativen Mitteln dem
steigenden Wachstum der Zahl an Staatsangestellten Herr werden. Mit einer Motion
(15.3785) soll das Personalrecht an das Obligationenrecht angepasst werden, um die
zahlreichen Privilegien der Bundesangestellten - Föhn nannte den Vaterschaftsurlaub,
die Sabbaticals oder den ausgebauten Entlassungsschutz - zu streichen. Mit einem
Postulat (15.3786) brachte Föhn die Idee einer Personalbremse analog zur
Ausgabenbremse auf: Eine vom Parlament angenommene Vorlage müsste ein
qualifiziertes Mehr erhalten, wenn sie zu einer Zunahme des Personals führen würde.
Diese Idee war auch im Nationalrat als Postulat eingereicht worden, und zwar von Föhns
Kantonskollegin Petra Gössi (fdp, SZ). Beide Begehren von Föhn hatten im Ständerat
allerdings keine Chance und wurden nacheinander in der Herbstsession abgelehnt.
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf betonte in der kurzen Debatte, dass die
Bundesverwaltung ein guter Arbeitgeber sei, der seinen hervorragenden
Mitarbeitenden auch Privilegien zugestehen wolle, um die hohe Qualität zu halten. 20

MOTION
DATUM: 23.09.2015
MARC BÜHLMANN

Kündigen sich wirtschaftlich härtere Zeiten an, gerät in der Regel die
Anstellungsstrategie der öffentlichen Hand in die Kritik. Aufgrund des starken Frankens
meldeten sich schon im Frühjahr 2015 Arbeitgeberorganisationen und Unternehmen
mit der Forderung eines Einstellungsstopps oder gar einer Reduktion der
Personalstellen bei der eidgenössischen Verwaltung. Während Unternehmen den
Ausfällen aufgrund des starken Frankens mit einer effizienteren Personalpolitik
begegneten, würde der Staat immer weiter wachsen, gab etwa Ems-Chemie-Chefin
Magdalena Martullo-Blocher – damals noch nicht offiziell Kandidierende für den
Nationalrat – in einem Interview in der Zeitung "Le Temps" zu Protokoll.
Economiesuisse kritisierte, dass nicht nur die Anzahl Stellen ausgebaut worden,
sondern dass im Vergleich zur Privatwirtschaft auch die Löhne in der eidgenössischen
Verwaltung wesentlich stärker gewachsen seien. In der Basler Zeitung wurde zwischen
2007 und 2014 von einem Lohnwachstum von über einer Milliarde Franken gesprochen.
Vertreter der Gewerkschaften betonten allerdings, dass dieses ungleiche Wachstum
auch auf die teilweise wesentlich tieferen Löhne im Vergleich zum privaten
Arbeitsmarkt zurückzuführen sei. 
Weil sich die Bundesfinanzen als nicht mehr sehr rosig präsentierten, wurde Sparen
beim Personal auch im Parlament zum Thema. Einige Exponenten der bürgerlichen
Parteien forderten eine Plafonierung von Stellenzahl und Lohnausgaben (bei aktuell CHF
5,4 Mrd.). Die SVP forderte gar eine Rückkehr zu den Zahlen von 2007. Die Linke
monierte, dass weniger Personal nicht gleichbedeutend sei mit weniger Ausgaben. Nur
angemessene Löhne würden dazu führen, dass kompetente Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter eine Stelle in der Bundesverwaltung anträten. Zudem seien die
gewachsenen Pflichtenhefte der Verwaltung mit weniger Personal nicht zu erfüllen.
Externe Beschäftigte, deren Kosten seit 2008 um rund einen Drittel zugenommen
haben, wären zudem wesentlich teurer; ein Argument, das von einem Bericht der
parlamentarischen Verwaltungskontrolle bestätigt, und von der Wirtschaft mit der
Forderung eines Stopps externer Beschäftigungen gekontert wurde. 
Ende März reichten Leo Müller (cvp, LU) im Nationalrat (15.3224) und Peter Föhn (svp,
SZ) im Ständerat (15.3368) zwei sehr ähnliche Motionen ein, die einen Ausgabenstopp
bei den Personalkosten mit Stand 2014 fordern. Im Mai doppelte die Finanzkommission
des Ständerats (FK-SR) nach, die ebenfalls in einer Motion (15.3494) das Einfrieren des
Personalbestandes beantragt, allerdings den Voranschlag 2015 als Grundlage vorschlägt.

Der Bundesrat, der alle drei Motionen zur Ablehnung empfahl, reagierte Mitte August
seinerseits mit Sparvorschlägen: Der automatische Lohnanstieg und die
Leistungsprämien sollen gekürzt und Treueprämien teilweise gestrichen werden. Damit
könnten jährlich rund CHF 30 Mio. gespart werden. Gegen den drohenden Abbau
wehrten sich die Personalverbände des Bundes mit einer Petition und Anfang
November mit einer Protestaktion. 
Den drei Motionen wurden unterschiedliche Schicksale zuteil. Während die Motion
Föhn im Ständerat mit 25 zu 11 Stimmen bei 4 Enthaltungen abgelehnt wurde, wurde die
Motion Müller 2015 nicht mehr behandelt. Die Motion der Finanzkommission wurde
hingegen von beiden Kammern überwiesen. Der Auftrag an den Bundesrat, Massnahmen
zu ergreifen, damit der Bestand des Bundespersonals 35'000 Vollzeitäquivalente nicht
überschreite, wurde im Ständerat mit 25 zu 14 Stimmen und im Nationalrat mit 96 zu 77
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) überwiesen. In beiden Kammern zeigte sich dabei ein
Links-Rechts-Graben. Die Linke, die unterstützt vom Bundesrat forderte, dass die
Verwaltungsaufgaben von genügend Mitarbeitenden erledigt werden müssten und eine
starre Plafonierung nicht zielführend sein könne, unterlag allerdings den

MOTION
DATUM: 07.12.2015
MARC BÜHLMANN
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rechtsbürgerlichen Bedenken zum starken Wachstum des Personalbestandes in den
letzten Jahren. 21

Mit 103 zu 83 Stimmen lehnte der Nationalrat eine Motion Golay (mcg, GE) ab, die quasi
einen Inländervorrang in der Bundesverwaltung gefordert hätte. Golay argumentierte,
dass trotz 150'946 Arbeitslosen und 206'138 Stellensuchenden (Zahlen des Seco vom
Januar 2015) zahlreiche Grenzgängerinnen und Grenzgänger in bundesnahen Betrieben
(SBB, Post) beschäftigt seien. Insbesondere in Grenzkantonen könnten mit einer
besonderen Berücksichtigung von Schweizerinnen und Schweizern die Sozialkosten
gesenkt werden – so der Genfer in der Begründung seines Vorstosses. 
In der Ratsdebatte wies Bundesrat Ueli Maurer darauf hin, dass mit der Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative bereits Schritte in die geforderte Richtung
unternommen worden seien. Die Motion sei zudem aus zwei Gründen nicht erfüllbar.
Erstens sei sie nicht kompatibel mit dem Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU
und zweitens habe der Bundesrat gar keinen Einfluss auf die bundesnahen Betriebe. Er
können diesen keine Vorschriften hinsichtlich ihrer Anstellungspolitik machen. Ob
dieser Argumentation erstaunt die dennoch relativ starke Unterstützung der Motion, die
nicht nur alle Mitglieder der SVP-Fraktion, sondern auch eine Zweidrittelsmehrheit der
CVP-Fraktion hinter sich scharen konnte. Die Stimmen der mit Ausnahme der FDP
geschlossenen anderen Fraktionen reichten allerdings aus, um die Idee zu versenken. 22

MOTION
DATUM: 27.02.2017
MARC BÜHLMANN

Ziemlich knapp mit 21 zu 18 Stimmen bei drei Enthaltungen lehnte der Ständerat eine
Motion Noser (fdp, ZH) ab, mit der ein unabhängiger Lohn- und
Pensionskassenvergleich zwischen Bundesveraltung und Privatwirtschaft gefordert
worden wäre. Der Bundesrat hätte aufzeigen sollen, ob in der Verwaltung
marktgerechte Löhne und BVG-Leistungen bezahlt werden. Um
wettbewerbsverzerrende Effekte zu vermeiden, hätten sowohl die Löhne als auch die
Sozialabgaben periodisch dem Marktniveau angepasst werden sollen. Noser stiess sich
am „überdurchschnittlich starken Lohnwachstum beim Bund“ seit 2005. Damals sei der
letzte umfassende Vergleich zwischen Privatwirtschaft und Verwaltung angestellt
worden. 
Dem widersprach der Bundesrat in seiner Stellungnahme. In regelmässigen Abständen
würde die Bundesverwaltung hinsichtlich Anstellungsbedingungen mit ausgewählten
Unternehmen aus der Privatwirtschaft verglichen. Die letzte solche
Standortbestimmung sei 2014 vorgenommen worden und sei auf das gleiche Resultat
gekommen wie die Vergleichsstudie von 2015: die höheren Bundeskader würden
vergleichsweise schlechter und die tiefer qualifizierten Funktionen eher besser
vergütet als in der Privatwirtschaft. Das Lohnwachstum sei eher auf die höhere Anzahl
Mitarbeitenden im Lohnklassenmaximum zurückzuführen. Darüber hinaus habe der
Bundesrat den Auftrag für Reformvorschläge des Lohnsystems bereits im Januar 2017
erteilt. In der Debatte warnte Finanzminister Maurer zudem davor, Löhne und
Sozialabgaben nach unten zu korrigieren – was die Motion ja eigentlich indirekt
verlange. Das bringe die öffentliche Hand nie durch. Die Bundesverwaltung sei kein
Privatbetrieb, bei dem der Hebel beliebig gedreht werden könne. Der Weg der kleinen
Schritte, den der Bundesrat eingeschlagen habe, sei wesentlich zielführender, um
langfristig zu sparen. 23

MOTION
DATUM: 06.06.2017
MARC BÜHLMANN

Auf der Liste der abzuschreibenden Postulate und Motionen im entsprechenden
Bericht von 2017 fand sich auch die Motion Gilli (gp, SG). Mit der Anpassung der
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV), mit der nicht nur
Mitglieder ausserparlamentarischer Kommissionen, sondern auch Kader der Anstalten
des Bundes ihre Interessenbindungen offenlegen müssen, erachte der Bundesrat die
Motion als erfüllt. Die Revision der RVOV war Anfang 2017 in Kraft getreten und auch die
Räte fanden, dass der ursprünglichen Idee damit Genüge getan sei. 24

MOTION
DATUM: 28.09.2017
MARC BÜHLMANN
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Mit einer Motion wollte Corrado Pardini (sp, BE) eine Lohngrenze für Kader von
bundesnahen Betrieben einführen. Als Referenz für eine Obergrenze sollte der Lohn
eines Bundesratsmitglieds dienen. Pardini nannte in seinem Antrag die Zahl von CHF
500'000. Er sehe nicht ein, weshalb Topmanager von Unternehmen mehr verdienen
sollen als die politisch für diese Unternehmen verantwortlichen Bundesrätinnen und
Bundesräte. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. 
Finanzminister Ueli Maurer legte in der nationalrätlichen Debatte während der
Wintersession 2017 dar, dass die Regierung eine Begrenzung als falsch erachte. Es
dürfte schwierig sein, den Lohn eines Bundesratsmitglieds, der zum Beispiel auch das
Ruhegehalt beinhaltet, zu berechnen. Es sei zudem wesentlich einfacher,
Bundesrätinnen und Bundesräte zu finden als CEOs für die Bundesbetriebe. Ein
Lohndeckel könnte die Suche nach geeignetem Managementpersonal erschweren. Der
Nationalrat folgte allerdings mit 111 zu 74 Stimmen bei 2 Enthaltungen Pardinis Antrag,
der damit an den Ständerat ging. Zustimmung erhielt die Motion von den geschlossenen
Fraktionen der Grünen und der SP sowie einer sehr starken Mehrheit der SVP-Fraktion.

Für Verwirrung hatte der Umstand gesorgt, dass Pardini seine Motion vorerst mit einem
Verweis auf die sehr ähnliche parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) zurückgezogen hatte, sie dann aber trotzdem aufrechterhielt und es zum Schluss
zur Abstimmung kam. 25

MOTION
DATUM: 14.12.2017
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Oppositionslos überwies der Ständerat eine weitere Motion seiner GPK, die den
Bundesrat beauftragt, die Situation beim Bund als einem der grössten Arbeitgeber
hinsichtlich seiner IV-Entwicklung enger zu begleiten, die entsprechenden Daten
wissenschaftlich zu erheben und die notwendige Transparenz als elementares
Führungselement zu schaffen. Ausgelöst worden war diese Motion durch die mehrfach
und seit Jahren festgestellte Tatsache, dass die öffentliche Verwaltung eine
überdurchschnittlich hohe Invalidisierungsquote aufweist. 26

MOTION
DATUM: 21.03.2006
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Ständerat oppositionslos eine Motion seiner GPK verabschiedet,
die den Bundesrat beauftragt, die Entwicklung der Invalidenrenten in der
Bundesverwaltung näher zu durchleuchten, da seit Jahren die öffentlichen
Verwaltungen eine überdurchschnittliche Invalidisierungsquote aufweisen. Der
Nationalrat überwies nun den Vorstoss ebenfalls. 27

MOTION
DATUM: 07.03.2007
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Mit einer Motion wollte die Basler SP-Nationalrätin von Felten den Bundesrat
beauftragen, als Arbeitgeber ein Impulsprogramm zu lancieren, welches auch auf
Niveau der Kaderstellen eine Förderung der partnerschaftlichen Teilung der
Betreuungsarbeit ermöglicht, wobei auch eine Quotierung zum Zuge kommen müsste.
Der Bundesrat verwies auf die obenerwähnten Weisungen und den Umstand, dass die
Arbeitsgruppe "Arbeitszeit 2000", welche verwaltungsintern Modelle für eine
zukunftsgerichtete Arbeitszeit erarbeitet, die weiteren von der Motion aufgeworfenen
Punkte (Recht auf Reduktion der Arbeitszeit bei Betreuungsaufgaben von Angehörigen,
Überzeitverbot für Betreuungspflichtige sowie Elternurlaub) bereits in ihre
Uberlegungen einbeziehe. Auf Antrag des Bundesrates wurde die Motion nur als
Postulat überwiesen. 28

MOTION
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

01.01.88 - 01.01.18 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Dem Tatbestand der sexuellen Belästigung in der Bundesverwaltung wollte
Nationalrätin Teuscher (gb, BE) zu Leibe zu rücken. In einer von 57 weiteren
Parlamentariern und Parlamentarierinnen mitunterzeichneten Motion listete sie die
vom Bundesrat zu ergreifenden Massnahmen auf, welche über die Bezeichnung von
Ansprechpersonen, von verbindlichen Richtlinien zur Prävention bis zur gezielten
Schulung bezüglich dieser Frage reichten. Der Bundesrat unterstrich seinen
unmissverständlichen Willen, sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz auf keinen Fall zu
dulden. Im einzelnen legte er die bereits unternommenen Anstrengungen dar. Auf
seinen Antrag wurde die Motion als Postulat überwiesen. 29

MOTION
DATUM: 20.06.1997
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls von beiden Räten überwiesen wurde eine Motion Teuscher (gp, BE) zur
Förderung der Lohngleichheit in der Bundesverwaltung. Konkret soll sich der Bund
verpflichten, die Löhne seiner Arbeitnehmer auf potentielle Diskriminierungen
aufgrund des Geschlechts zu überprüfen. Bei den Beratungen wurde das Anliegen von
Nationalrat Füglistaller (svp, AG) bekämpft. Er befand das Anliegen für überflüssig, da
der Lohngleichheitsdialog in der Bundesverwaltung bereits abgeschlossen sei. Die
zuständige Bundesrätin Widmer-Schlumpf bestätigte, dass dieser Dialog beim Bund
begonnen habe, aber er sei noch nicht abgeschlossen. Sie sprach sich für die Annahme
der Motion aus, da einerseits der Bund als Arbeitgeber eine besondere Vorbildfunktion
habe und andererseits bestehende Diskriminierungen sichtbar gemacht werden
müssen. Der Nationalrat votierte mit 86 zu 78 Stimmen ebenfalls für die Annahme der
Motion. Diesem Entschluss folgte der Ständerat im Juni und überwies das Geschäft an
den Bundesrat. 30

MOTION
DATUM: 16.06.2011
ANITA KÄPPELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Nationalrat eine Motion Pelli (fdp,
TI), die den Bundesrat beauftragt, die Bundespersonalstatistik so zu gestalten, dass für
alle vier Landessprachen ersichtlich wird, welche Angestellten Verwaltungsarbeiten
verrichten und welche Übersetzungen anfertigen. Damit soll dargelegt werden, wie
viele Personen deutscher, französischer, italienischer und rätoromanischer
Muttersprache tatsächlich am Entscheidungsprozess teilnehmen und wie viele für die
landesweite Verständigung arbeiten. 31

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Anders als der Nationalrat 2002 lehnte der Ständerat eine Motion Pelli (fdp, TI) ab, die
den Bundesrat beauftragen wollte, die Bundespersonalstatistik so zu gestalten, dass für
alle vier Landessprachen ersichtlich wird, welche Angestellten Verwaltungsarbeiten
verrichten und welche Übersetzungen anfertigen. Damit sollte dargelegt werden, wie
viele Personen deutscher, französischer, italienischer und rätoromanischer
Muttersprache tatsächlich am Entscheidungsprozess teilnehmen und wie viele für die
landesweite Verständigung arbeiten. Die kleine Kammer folgte bei ihrer Ablehnung den
Erwägungen ihrer Staatspolitischen Kommission, welche auf inzwischen geleistete
Arbeiten der Bundesverwaltung und einen in Aussicht gestellten Bericht des
Bundespersonalamts zur Förderung der Mehrsprachigkeit verwies. Vertreter der
lateinischen Schweiz, Marty (fdp, TI) und Brändli (svp, GR), plädierten vergebens für eine
Annahme. Sie machten geltend, dem Motionär sei es nicht um eine reine Statistik
gegangen, sondern darum, die Aufmerksamkeit auf den Umstand zu lenken, dass in den
höheren Chargen der Bundesämter und der bundesnahen Betriebe kaum italienisch-
oder romanischsprachige Personen vertreten sind. In den Expertenkommissionen des
Bundes sind die Romands und die Italienischsprachigen hingegen leicht
übervertreten. 32

MOTION
DATUM: 02.03.2004
MARIANNE BENTELI
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In der Folge überwiesen die Räte im Einverständnis mit dem Bundesrat eine Motion
Berberat (sp, NE) und der Ständerat eine Motion Studer (sp, NE) für eine Erhöhung der
Zahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung. Konkret sollen Bewerberinnen und Bewerber aus diesen
Sprachregionen bei gleicher Qualifikation solange den Vorzug gegenüber
Kandidierenden aus der Deutschschweiz erhalten, bis ihr Anteil demjenigen der
Landesbevölkerung entspricht. Eine Motion Simoneschi (cvp, TI), welche verlangte, dass
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminieren dürfen
(z.B. durch das Erfordernis der deutschen oder französischen Muttersprache), nahm
der Nationalrat ohne Gegenstimme an. Anlässlich der Beratung der vom Bundesrat
unterstützten Motion Studer (sp, NE) erklärte Bundesrat Merz, dass diese Forderung
bereits in einer Weisung des Bundesrates aus dem Jahre 2003 enthalten ist, aber leider
ungenügend umgesetzt werde. 33

MOTION
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Nachdem der Nationalrat bereits 2005 einer Motion Berberat (sp, NE) zur Erhöhung der
Anzahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung zugestimmt hatte, nahm er jetzt auch diskussionslos eine gleich
lautende Motion von Ständerat Studer (sp, NE) an. Die kleine Kammer ihrerseits
überwies eine Motion Simoneschi (cvp, TI) aus dem Nationalrat, die verlangt, dass bei
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminiert werden
dürfen. 34

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MARIANNE BENTELI
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